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Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2010

8. Februar 2011

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren National- und Ständeräte

Gestützt auf Artikel 3 Bundesgerichtsgesetz erstatten wir Ihnen den 
Bericht über unsere Tätigkeit im Jahre 2010.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren National- und Ständeräte, den Ausdruck unserer  
vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Bundesgerichts

Der Präsident:  Lorenz Meyer
Der Generalsekretär:  Paul Tschümperlin
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Zusammensetzung des Gerichts

Leitungsorgane
Präsidium
Bundesgerichtspräsident: Lorenz Meyer
Vizepräsidentin: Susanne Leuzinger

Verwaltungskommission
Präsident: Lorenz Meyer
Vizepräsidentin: Susanne Leuzinger
Mitglied: Gilbert Kolly

Präsidentenkonferenz
Vorsitzender: Michel Féraud, Präsident I. OerA

Mitglieder: Ulrich Meyer, Präsident II. SorA

  Kathrin Klett, Präsidentin I. ZirA

  Robert Müller, Präsident II. OerA (bis 31.3.)

  Dominique Favre, Präsident StrA

  Rudolf Ursprung, Präsident I. SorA

  Fabienne Hohl, Präsidentin II. ZirA

  Andreas Zünd, Präsident II. OerA (ab 1.4.)

Stab Leitungsorgane
Generalsekretär: Paul Tschümperlin
Stellvertreter: Jacques Bühler

Abteilungen
Erste öffentlich-rechtliche Abteilung (I. OerA)
Präsident: Michel Féraud
Mitglieder: Heinz Aemisegger
  Bertrand Reeb
  Niccolò Raselli
  Jean Fonjallaz
  Ivo Eusebio

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung (II. OerA)
Präsident: Robert Müller (bis 31.3.)

  Andreas Zünd (ab 1.4.)

Mitglieder: Thomas Merkli
  Peter Karlen
  Andreas Zünd (bis 31.3.)

  Florence Aubry Girardin
  Yves Donzallaz
  Thomas Stadelmann (ab 1.4.)

Erste zivilrechtliche Abteilung (I. ZirA)
Präsidentin: Kathrin Klett
Mitglieder: Bernard Corboz
  Vera Rottenberg Liatowitsch
  Gilbert Kolly
  Christina Kiss

Allgemeiner Teil
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Zweite zivilrechtliche Abteilung (II. ZirA)
Präsidentin: Fabienne Hohl
Mitglieder: Elisabeth Escher
  Lorenz Meyer
  Luca Marazzi
  Nicolas von Werdt
  Christian Herrmann

Strafrechtliche Abteilung (StrA)
Präsident: Dominique Favre
Mitglieder: Roland Schneider
  Hans Wiprächtiger
  Hans Mathys
  Laura Jacquemoud-Rossari

Erste sozialrechtliche Abteilung (I. SorA)
Präsident: Rudolf Ursprung
Mitglieder: Susanne Leuzinger
  Jean-Maurice Frésard
  Martha Niquille
  Marcel Maillard

Zweite sozialrechtliche Abteilung (II. SorA)
Präsident: Ulrich Meyer
Mitglieder: Aldo Borella
  Yves Kernen
  Hans Georg Seiler
  Brigitte Pfiffner Rauber

Rekurskommission
Präsidentin: Vera Rottenberg Liatowitsch
Mitglieder: Yves Kernen
  Ivo Eusebio

in Personalangelegenheiten zusätzlich:  
Mitglieder: Jean-Marc Berthoud
  Josef Fessler
Ersatzleute: Antoine Thélin
  Peter Uebersax

Bei den nebenamtlichen Bundesrichtern trat 
Hans Michael Riemer auf Ende 2010 alters-
halber zurück. Zu seinem Nachfolger wählte 
die Vereinigte Bundesversammlung am 
29.9.2010 Stephen Berti, Rechtsprofessor an 
der Universität Luzern.
 Das Gericht stellte Raphael Kathriner, Vera 
Häne, Simon Zingg, Marco Savoldelli, Adrian 
Mattle, Stefan Christen, Ronnie Bettler, Pascal  
Richard, Salome Horber und Valentin Monn 
definitiv als Gerichtsschreiber bzw. Gerichts-
schreiberinnen ein.

Im Berichtsjahr amteten Lorenz Meyer als 
Präsident und Susanne Leuzinger als Vizeprä-
sidentin des Gerichts. Das Gesamtgericht 
konstituierte sich mit Beschlüssen vom 
24.11.2008, 27.10.2009 und 1.3.2010.
 Bundesrichter Michel Féraud erklärte auf 
Ende des Berichtsjahres seinen Rücktritt. Die 
Vereinigte Bundesversammlung wählte am 
30.9.2010 Lucrezia Glanzmann, Kriens/LU, 
Oberrichterin des Kantons Luzern, zu seiner 
Nachfolgerin.
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Geschäftslast

Die Statistiken (S. 22 ff.) geben über die Ge-
schäftslast im Einzelnen Auskunft. Sie weisen 
7367 Eingän ge aus (Vorjahr 7192). Gegenüber 
dem Vorjahr sind die Eingänge um 175 Fälle 
oder 2,4% angestiegen. Erstmals sind alle 
Fälle nach dem neuen Bundesgerichtsgesetz 
entschieden worden (keine OG-Fälle mehr).
 Bei einem Vergleich der Belastung nach 
OG und BGG ist zu berücksichtigen, dass ge-
mäss BGG viele Fälle in einem einheitlichen 
Verfahren beurteilt werden, die früher mit zwei 
Rechtsmitteln ans Bundesgericht hätten ge-
zogen werden müssen. Nach OG müssten der 
Statistik des Jahres 2010 612 (Vorjahr 671) 
Fälle hinzugerechnet werden, womit 7979 
Eingänge zu verzeichnen wären.
 Das Gericht erledigte 7424 Fälle (Vorjahr 
7242). Dies erlaubte vier Abteilungen, die Zahl 
der Pendenzen weiter abzubauen, in drei Ab-
teilungen nahmen sie leicht zu. In 55 Fällen 
fand eine Beratung nach Art. 58 Abs. 1 BGG 
statt. Das Gericht übertrug insgesamt 2174 
pendente Fälle auf das Folgejahr (Vorjahr 
2231). Dies ergibt pro Abteilung durchschnitt-
lich 311 (Vorjahr 319) pendente Fälle. 

Gerichtsorganisation

Die Gerichtsorganisation blieb im Berichtsjahr 
unverändert. 
 Das Gesamtgericht beschloss am 6. Juli 
2010, die Zahl der Richter und Richterinnen 
der Abteilungen für die Zweijahresperiode 
2011/2012 nicht zu ändern. Der italienisch-
sprachige Richter der Ersten öffentlich-recht-
lichen Abteilung wird allerdings neu in der Re-
gel als Referent für die italienischsprachigen 
Fälle zusätzlich in der Strafrechtlichen Abtei-
lung mitarbeiten. Die strafprozessualen Nicht-
eröffnungen und Einstellungen sind mit glei-
chem Beschluss ebenfalls ab 1.1.2011 von 
der Strafrechtlichen Abteilung an die Erste 
öffentlich-rechtliche Abteilung übertragen 
worden. Die Beschwerden gegen nationale 
Schiedssprüche gemäss Art. 389 ZPO, für die 
das Bundesgericht aufgrund der Schweizeri-
schen ZPO ab 1.1.2011 direkt zuständig wird, 
hat das Gesamtgericht mit Beschluss vom 
9.12.2010 entsprechend dem sachlichen Zu-
ständigkeitsbereich den beiden zivilrechtli-
chen Abteilungen zugewiesen. 



Bundesgericht     9

Die Eingänge und Erledigungen verteilen sich 
wie folgt auf die Abteilungen:

Abteilung Eingänge Erledigungen

I. OerA
Grundrechte, Raum-
planungs- und Baurecht, 
politische Rechte, 
Bürgerrecht,  
straf prozessuale  
Zwischenentscheide

1058 1127

II. OerA
Grundrechte, Steuer-
recht, Ausländerrecht, 
öffentliches  
Wirtschaftsrecht

1077 1054

I. ZirA
OR, privates 
Wettbewerbs recht, 
Immaterialgüterrecht, 
internationale  
Schiedsgerichtsbarkeit

848 858

II. ZirA
ZGB und SchKG

1102 1070

StrA
Strafrecht

1121 1081

I. SorA
IV, Unfallversicherung, 
Sozialhilfe, öffentliches 
Personalrecht

1078 1113

II. SorA
IV, AHV,  
Kranken versicherung,  
berufliche Vorsorge

1078 1117

Weitere Instanzen
Aufsicht, freiwillige 
Gerichtsbarkeit

4 4

Total 7367 7424

Die Geschäftslast des Bundesgerichts ist da-
mit auf hohem Niveau stabil geblieben. Ein-
gänge und Erledigungen bewegen sich im 
Rahmen der fünf davor liegenden Jahre, wo-
bei die Eingänge zum zweiten Mal in Folge 
etwas angestiegen sind. Die Geschäftslast 
kann von den Abteilungen innert angemesse-
ner Frist bewältigt werden, wobei es notwen-
dig ist, den Schwerpunkt auf die wichtigen 
Fälle zu legen. Die durchschnittliche Prozess-
dauer betrug 126 Tage (Vorjahr 131 Tage). 
Fünf Fälle waren am Ende des Berichtsjahres 
älter als zwei Jahre. Vier davon sind sistiert; 
im fünften Fall ist die Sistierung im Berichts-
jahr aufgehoben worden.
 Das Bundesgericht wurde von Parlament, 
Bundesrat und Bundesverwaltung in 29 (Vor-
jahr 32) Konsultationsverfahren zu Gesetzes- 
und Verordnungsprojekten begrüsst. Es er-
stattete 12 Stellungnahmen (Vorjahr 10). Mit 
Blick auf die Geschäftslast waren für das Bun-
desgericht die Motionen Janiak von besonde-
rer Bedeutung. Es stimmte der Motion 10.3054 
über den Weiterzug von Urteilen des Bundes-
verwaltungsgerichts in Fällen von grundsätzli-
cher Bedeutung im Grundsatz zu, verlangte 
jedoch flankierende Massnahmen. Zur Motion 
10.3138, die vom Bundesgericht eine Sach-
verhaltskontrolle der Strafurteile des Bundes-
strafgerichts verlangt, konnte sich das Bun-
desgericht im Gesetzgebungsprozess nicht 
äussern; es zieht indessen einen anderen Weg 
als die Erweiterung der eigenen Kognition vor. 
In beiden Fällen entschied das Parlament am 
17.12.2010 anders: Die Motion zur Erweite-
rung der Kognition des Bundesgerichts bei 
der Prüfung des Sachverhalts der Strafurteile 
des Bundesstrafgerichts wurde überwiesen, 
jene betreffend Anfechtbarkeit der Grundsatz-
urteile des Bundesverwaltungsgerichts nicht. 
Beim Strafbehördenorganisationsgesetz trug 
das Parlament den verfassungsrechtlichen 
Bedenken des Bundesgerichts gegen eine 
selbstständige, von den bestehenden Staats-
gewalten getrennte Aufsichtsbehörde über die 
Bundesanwaltschaft ebenfalls nicht Rechnung 
(vgl. dazu den Geschäftsbericht 2009 S. 15).
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Koordination der Rechtsprechung

Die Koordination der Rechtsprechung unter 
den Abteilungen gemäss Art. 23 Abs. 2 BGG 
mündete in fünf Entscheidungen der vereinig-
ten Abteilungen mit bindender Wirkung für die 
urteilende Abteilung. In weiteren Fällen fand 
eine informelle Vorabklärung des Koordinati-
onsbedarfs statt. 
 Aufgrund wiederholter Verurteilungen der 
Schweiz durch den EGMR befasste sich die 
Präsidentenkonferenz wie schon in früheren 
Jahren mit der Art der Zustellung der erhalte-
nen Vernehmlassungen an die anderen Ver-
fahrensbeteiligten, die – mit Ausnahme von 
Spezialfällen – am ganzen Gericht nach den 
gleichen Grundsätzen gehandhabt werden 
sollte (Problem des ewigen Schriftenwechsels 
im Gegensatz zum grundsätzlich einfachen 
Schriftenwechsel gemäss Art. 102 BGG). Für 
eine abschliessende Beurteilung sind noch 
weitere in Strassburg hängige Verfahren ab-
zuwarten.

Gerichtsverwaltung

Nebenamtliche Richter
Die 19 nebenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter erstatteten in 193 Fällen Bericht und Antrag 
(Vorjahr 200). Sie wendeten 531 Arbeitstage 
(Vorjahr 554) auf. Die Kosten für die nebenamt-
lichen Richterinnen und Richter beliefen sich 
auf Fr. 708 000 (Vorjahr Fr. 742 000).

Controlling
Die Verwaltungskommission erstattete den 
Subkommissionen Gerichte der GPK an der 
Sitzung vom 9.11.2010 in Bern Bericht über 
das Controlling am Bundesgericht. Das Bun-
desgericht erachtet den Umfang und den Inhalt 
des heutigen Controllings grundsätzlich als 
zweckmässig. Je nach Zweck kann der Ober-
aufsichtsbehörde eine spezifische Zusammen-
stellung zur Verfügung gestellt werden. Im Hin-
blick auf die Erneuerung der Richterverordnung 
übergab das Bundesgericht den Subkommissi-
onen Gerichte der GPK die entsprechenden 
Schlüsselzahlen für das Jahr 2009.
 Im Informatikprojekt CompCour zur elekt-
ronischen Bestimmung des Spruchkörpers 
konnten die Leitungsorgane das Konzept ver-
abschieden. Die Bestimmung des Referenten 
oder der Referentin liegt gemäss der aus-
drücklichen Gesetzesvorschrift von Art. 32 
Abs. 1 BGG in der Kompetenz des Abteilungs-
präsidiums. Das Informatikprojekt ist daher 
auf die automatische Bestimmung des übrigen 
Spruchkörpers beschränkt worden.
 Das langfristig angelegte Projekt zur inter-
nen Gewichtung der Fälle wurde mangels zu-
verlässiger Grunddaten vorläufig eingefroren. 
Das Bundesgericht wird zunächst die Erkennt-
nisse aus parallelen Projekten, namentlich aus 
der Erhebung des Ist-Zustandes beim Bun-
desverwaltungsgericht, abwarten.
 Das Bundesgericht nahm Kenntnis vom 
Zwischenbericht vom 18.6.2010 über die Eva-
luation der Wirksamkeit der Totalrevision der 
Bundesrechtspflege. Der Zwischenbericht ge-
langt zu einem insgesamt positiven Ergebnis 
und ortet auf jeden Fall keinen unmittelbaren 
Handlungsbedarf, wobei das erste Ziel der 
Revision, die Entlastung des Bundesgerichts 
und die Erhaltung seiner Funktionsfähigkeit 
als oberstes Gericht, nur teilweise erreicht 
worden sei. Die Belastung sei vor allem für die 
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Bundesrichter und die Bundesrichterinnen 
nach wie vor sehr hoch. Der Bundesrat wird 
sich im Jahre 2013 mit einem ausführlichen 
Bericht an die Bundesversammlung zu den 
Schlussergebnissen der Evaluation und zum 
Handlungsbedarf äussern (BBl 2010 4837 ff.).

Personelles
Das Bundesgericht zählte im Berichtsjahr 38 
Richter und Richterinnen.
 Der übrige Personaletat betrug zu Jahres-
beginn unverändert 279,4 Stellen, davon 127 
Stellen für Gerichtsschreiberinnen und Ge-
richtsschreiber. Im Jahresdurchschnitt waren 
276,7 Stellen bzw. 128,4 GS-Stellen besetzt. 
Durch die Abtrennung der Informatik des Bun-
desverwaltungsgerichts ist der Sollbestand 
per Ende Jahr auf 273,6 Stellen gesunken.
 Zum besseren Ausgleich der Arbeitslast 
zwischen den Abteilungen ist für einen Teil 
der italienischsprachigen Gerichtsschreiber 
und Gerichtsschreiberinnen wieder ein Pool 
eingeführt worden.
 Die Praxis für Teilzeitstellen des Personals 
ist weiter flexibilisiert worden.

Bauten
Der unter Denkmalschutz stehende Lesesaal 
der Bibliothek ist in enger Zusammenarbeit 
mit dem BBL renoviert und im Wesentlichen in 
den Originalzustand zurückversetzt worden. 
Der Lesesaal legt nun wieder Zeugnis für den 
Art-Déco-Stil der zentralen Räume des Bun-
desgerichtsgebäudes ab.
 Das Sicherheitskonzept wurde für das 
Bundesgerichtsgebäude in Lausanne ergänzt. 
Für den Standort Luzern wurde beschlossen, 
die Sicherheit im Eingangsbereich nach den 
gleichen Grundsätzen wie in Lausanne und 
bei anderen öffentlich zugänglichen Gebäu-
den des Bundes auszugestalten. Die Arbeiten 
sind noch im Berichtsjahr begonnen worden 
und werden im Folgejahr abgeschlossen.

Informatik
Die Informatik des Bundesverwaltungsge-
richts ist am 23.12.2010 einvernehmlich abge-
trennt worden. Seit diesem Zeitpunkt erbringt 
das Bundesgericht keine Informatikdienstleis-
tungen mehr für das Bundesverwaltungsge-
richt. Für die Dienstleistungen des Jahres 

2010 sind dem Bundesverwaltungsgericht so-
mit zum letzten Mal 3 658 000 Franken in 
Rechnung gestellt worden.
 In Nachachtung des Beschlusses der Fi-
nanzkommissionen des National- und Stände-
rates vom 28.10.2010 hat die Verwaltungs-
kommission Empfehlungen für die Darstellung 
der Zusatzdokumentationen der eidgenössi-
schen Gerichte erlassen, die mit der Firma 
PWC erarbeitet worden sind. Diese erlauben 
einen Vergleich der IT-Aufwände der eidge-
nössischen Gerichte. 

Bibliothek
Der Wechsel zum Bibliotheksverbund ReRO 
(Réseau romand) ist erfolgreich abgeschlos-
sen worden.

Amtliche Sammlung BGE
Druck, Lagerung, Abonnementsverwaltung 
und Webstore der Amtlichen Sammlung BGE 
sind von der Stämpfli Publikationen AG Bern 
übernommen worden. Das Projekt konnte er-
folgreich beendet werden. 
 Entsprechend dem geänderten Markt hat 
die Verwaltungskommission ein neues Preis-
konzept beschlossen. Die Druckausgabe der 
BGE wird inskünftig nur noch in Kombination 
mit der elektronischen Expertensuche ange-
boten. Die neue Preisstruktur wird bei den 
Abonnenten im Folgejahr eingeführt.

Informationswesen
Das Bundesgericht veröffentlichte im Be-
richtsjahr 259 Urteile in der Amtlichen Samm-
lung der Bundesgerichtsurteile (Vorjahr 263). 
Es schaltete mit einer Ausnahme alle verfah-
rensabschliessenden Entscheide im Internet 
auf, um die Transparenz der Rechtsprechung 
zu gewährleisten. Die Dispositive aller Urteile 
wurden in der Eingangshalle des Bundesge-
richts in Lausanne öffentlich aufgelegt, in 97 
Fällen ohne Namensangabe. Letztere betrafen 
vor allem den Opferschutz in Strafsachen so-
wie einige Steuerfälle.
 Das Bundesgericht hat sein Konzept für die 
Kommunikation mit den Medien neu gefasst 
und im Internet aufgeschaltet. Das Konzept 
wird durch interne Richtlinien ergänzt.
 Die aktive Berichterstattung des Bundesge-
richts über seine Urteile ist im Berichtsjahr fort-
gesetzt worden. Das Bundesgericht berichtete 
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mit 15 (Vorjahr 16) Medienmitteilungen über 
seine Rechtsprechung, soweit ein besonderes 
öffentliches Interesse bestand. Acht weitere 
Medienmitteilungen betrafen die Organisation 
oder Verwaltung des Bundesgerichts oder sei-
ne Beziehungen mit anderen Gerichten. 
 Für das Rahmenkonzept der eidgenössi-
schen Gerichte betreffend die Kommunikation 
mit den Medien siehe bei der Aufsichtstätigkeit. 

Beziehungen zu ausländischen Gerichten
Die internationalen Beziehungen des Bundes-
gerichts sind in erster Linie auf die Nachbarlän-
der und die europäischen Gerichte ausgerich-
tet. Es hat im Berichtsjahr die Kontakte zu den 
Gerichten der Europäischen Union verstärkt, 
indem es um Aufnahme in die «Association des 
Conseils d’États de l’Union européenne (ACA-
Europe)» ersuchte. Das Bundesgericht wird 
inskünftig als «Eingeladenes Mitglied» an den 
Tagungen teilnehmen können. Eine Mitglied-
schaft ist den EU-Ländern vorbehalten.
 Das Bundesgericht richtete vom 4.–6.2.2010 
das sogenannte Sechser-Treffen der deutsch-
sprachigen Verfassungsgerichte (Deutschland, 
Österreich, Liechtenstein, Schweiz) sowie des 
Gerichtshofs der Europäischen Union und des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te aus. Das Treffen diente dem Gedankenaus-
tausch in gemeinsam interessierenden Fragen. 
So wurden namentlich verfahrensrechtliche 
Probleme der Rechtsprechung und Wechsel-
beziehungen zwischen der nationalen und der 
internationalen Rechtsprechung behandelt. Im 
Rahmen dieses Treffens fand auch eine Be-
gegnung mit der Vorsteherin des EJPD statt.
 Am 3.12.2010 besuchte eine alle Abteilun-
gen umfassende Delegation des Bundesge-
richts den Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte in Strassburg. In drei Sessionen 
wurden der Vollzug der Urteile des EGMR 
durch die Nationalstaaten, die Kontrolle der 
Verfassungs- und der Konventionsmässigkeit 
sowie die Erschöpfung des nationalen Instan-
zenzugs behandelt. Das Treffen erwies sich 
als aufschlussreich. In verschiedenen grund-
sätzlichen Rechtsprechungsfragen bestehen 
allerdings weiterhin Differenzen. 
 Das Bundesgericht nahm vom 1.– 3. Sep-
tember am Treffen der obersten deutschspra-
chigen Verwaltungsgerichte in Vaduz teil, das 
Problemen der internationalen Amts- und 

Rechtshilfe sowie Problemen der polizeilichen 
Generalklausel gewidmet war. Es erwiderte 
vom 19.–24.9.2010 in Moskau und St. Peters-
burg beim Obersten Gericht, beim obersten 
Wirtschaftsgericht und beim Verfassungsge-
richt der Russischen Föderation frühere Besu-
che dieser Gerichte am Bundesgericht. Vom 
17.–19.10.2010 traf sich das Bundesgericht mit 
dem Verfassungsgericht der Republik Öster-
reich in Wien zu weiteren Fachgesprächen.
 Das Bundesgericht nahm am 13.7.2010 in 
Paris an der Sitzung des Büros der ACCPUF 
teil, der Vereinigung der frankophonen Verfas-
sungsgerichte. Es empfing im Verlaufe des 
Jahres verschiedene ausländische Richterde-
legationen und besuchte einige weitere inter-
nationale Tagungen.

Beziehungen zum Parlament
Bundesgericht und Parlament pflegten im Be-
richtsjahr wiederum intensive und konstruktive 
Kontakte. Die Subkommissionen Gerichte der 
Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) hiel-
ten ihre jährliche Sitzung zu den Geschäftsbe-
richten des Bundesgerichts, des Bundesstraf-
gerichts und des Bundesverwaltungsgerichts 
am 21.4.2010 am Sitz des Bundesgerichts in 
Lausanne ab. In der Folge vertrat der Bundes-
gerichtspräsident die Geschäftsberichte in der 
Plenarsitzung der Geschäftsprüfungskommis-
sionen und in den eidgenössischen Räten. 
Ebenso vertrat er die Voranschläge und Rech-
nungen der drei eidgenössischen Gerichte in 
den Finanzkommissionen und in beiden Räten. 
 Die vier Aufsichtskommissionen (die beiden 
GPK und die beiden Finanzkommissionen von 
National- und Ständerat) haben auf Antrag ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgruppe beschlossen, 
in der Oberaufsicht über die Gerichte enger zu-
sammenzuarbeiten. Das neue Modell sieht vor, 
dass der Geschäftsbericht und die Rechnung 
im Frühjahr von allen vier Subkommissionen 
gemeinsam – statt wie bisher getrennt – mit 
den Gerichten besprochen werden. Für die Be-
handlung des Voranschlags im Herbst ist 
ebenfalls eine gemeinsame Sitzung aller vier 
Subkommissionen mit den Gerichten vorgese-
hen. Das Bundesgericht begrüsst die Koordi-
nation unter den vier Aufsichtskommissionen 
und die damit verbundene Verbesserung des 
Informationsflusses zur Oberaufsichtsbehörde. 
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Die Gerichtskommission hielt am 24. und 25. 
August 2010 eine ordentliche Sitzung am Bun-
desgericht ab. Dabei fand auch eine Bespre-
chung mit der Verwaltungskommission des 
Bundesgerichts statt. Behandelt wurden das 
Richterbild und Verfahrensfragen bei der Aus-
wahl künftiger Richter und Richterinnen.
 Mit der Rechtskommission des Nationalra-
tes fand eine gemeinsame Besprechung der 
eidgenössischen Gerichte zur Anpassung der 
Richterlöhne bei den erstinstanzlichen Gerich-
ten statt.

Beziehungen zum EJPD
Im Berichtsjahr fanden keine besonderen 
Treffen statt.

Finanzen
Die Rechnung des Bundesgerichts weist im 
Berichtsjahr Ausgaben (inklusive Investitio-
nen) in der Höhe von Fr. 91 727 000 und Ein-
nahmen in der Höhe von Fr. 16 533 000 aus. 
Der Deckungsgrad betrug somit 18%. Die Ge-
richtsgebühren beliefen sich auf Fr. 11 472 000. 
Diesen Gebühren stehen effektive Verluste 
von Fr. 805 000 gegenüber. Gemessen an den 
fakturierten Gerichtsgebühren des Berichts-
jahres betragen die Verluste somit 7%. Die 
Wiedereingänge abgeschriebener Forderun-
gen betrugen Fr. 102 000.
 Die Leistungsverrechnung gegenüber dem 
BVGer betrug Fr. 3 658 000. 

Betrag in CHF

Ausgaben (inkl. Investitionen) 91 727 000

Einnahmen 16 533 000

Aufsichtstätigkeit gegenüber  
den erstinstanzlichen Gerichten

Sitzungen
Am 16.4.2010 behandelte das Bundesgericht 
mit dem Bundesstrafgericht und dem Bundes-
verwaltungsgericht je getrennt die Rechnung 
2009 und den Voranschlag 2011 sowie ge-
richtsspezifische Fragen. Allgemeine Fragen 
der Aufsicht und Zusammenarbeit wurden in 
einem gemeinsamen Teil erörtert. Weitere Sit-
zungen fanden am 8. September beim Bundes-
verwaltungsgericht in Bern und am 1. Oktober 
beim Bundesstrafgericht in Bellinzona statt.

Berichterstattung
Die beiden schriftlichen Reportings Anfang 
und Mitte Jahr sowie die beiden Aufsichts-
sitzungen im Frühling und Herbst haben sich 
gut eingespielt. Sie ermöglichen einen zweck-
mässigen Informationsfluss und wertvolle Kon-
takte zwischen den eidgenössischen Gerichten. 

Aufsichtsanzeigen
Beim Bundesgericht gingen je zwei Auf-
sichtsanzeigen gegen das Bundesstrafge-
richt und das Bundesverwaltungsgericht ein. 
Das Bundesgericht gab ihnen keine Folge.

Besondere Themen
Die Heimarbeit bzw. Telearbeit von Gerichts-
mitgliedern und Mitarbeitenden gab Anlass zu 
Diskussionen zwischen den Gerichten und mit 
der Oberaufsichtsbehörde. Es setzte sich 
schliesslich die Erkenntnis durch, dass in 
solch grundlegenden gerichtsorganisatori-
schen Fragen nicht jedes eidgenössische Ge-
richt eine vollständig andere Praxis haben 
sollte. Das Bundesverwaltungsgericht hat die 
Heimarbeit für die Richter und Richterinnen 
mit Plenarbeschluss vom 26.8.2010 ersatzlos 
wieder abgeschafft. Gemäss den Erläuterun-
gen des Bundesverwaltungsgerichts vor den 
Subkommissionen Gerichte der GPK vom 
9.11.2010 gilt damit für die Richter und Rich-
terinnen am Bundesverwaltungsgericht die 
gleiche Praxis wie beim Bundesgericht und 
Bundesstrafgericht: Die Vertrauensarbeitszeit 
ist grundsätzlich am Standort des Gerichts zu 
leisten; es gibt keine institutionalisierte Heim-
arbeit mehr. Für das Personal – vor allem die 
Gerichtsschreiber und Gerichtsschreiberin-
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nen – ist die Frage am Bundesverwaltungsge-
richt noch offen; am Bundesgericht und am 
Bundesstrafgericht ist sie untersagt.
 Die drei eidgenössischen Gerichte haben 
die Arbeit für ein gemeinsames Rahmenkon-
zept für die Kommunikation der eidgenössi-
schen Gerichte mit den Medien aufgenommen 
(vgl. dazu die Empfehlung der GPK vom 
22.1.2010, BBl 2010 3910, sowie die Stellung-
nahme des Bundesgerichts vom 16.3.2010, 
BBl 2010 3914). Ein entsprechender Entwurf 
liegt bereits vor und wird nach der Verab-
schiedung der GPK zugeleitet werden.

Zusammenarbeit mit den  
erstinstanzlichen Gerichten

Die Zusammenarbeit zwischen den Diensten 
der Gerichte ist gut und sachorientiert. Durch 
die Trennung der Informatik hat sich die Zu-
sammenarbeit auf Stufe Dienste vermindert; 
gewisse Synergien können nun nicht mehr ge-
nutzt werden.
 Bundesgericht, Bundesstrafgericht und 
Bundesverwaltungsgericht haben beschlos-
sen, im Internet eine gemeinsame Einstiegs-
seite zu schaffen. Diese sollte im Folgejahr 
aufgeschaltet werden können.
 Der Generalsekretär und die beiden Gene-
ralsekretärinnen trafen sich am 17.3.2010, 
3.6.2010 und 13.10.2010 zum Gedankenaus-
tausch und zur Koordination verschiedener 
Fragen zwischen den Gerichten und gegen-
über der Bundesverwaltung.
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Eidgenössische Erlasskommission 
für die direkte Bundessteuer

Peter Agner trat auf Ende Jahr altershalber als 
Präsident der Eidgenössischen Erlasskom-
mission für die direkte Bundessteuer zurück. 
Das Gesamtgericht wählte für den Rest der 
Amtsdauer 2009 – 2014 mit Beschluss vom 
9.12.2010 und mit Wirkung ab 1.1.2011 den 
bisherigen Vizepräsidenten Arthur Gross zum 
Präsidenten und Peter Spinnler zum neuen Vi-
zepräsidenten.
 

Europäischer Gerichtshof  
für Menschenrechte (EGMR)

Im Berichtsjahr wurden beim Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte 483 Beschwer-
den gegen die Schweiz offiziell registriert; 368 
Beschwerden (Vorjahr 471) wurden einem 
Spruchkörper zur Beurteilung zugewiesen.
 Die Schweizerische Regierung wurde in 30 
Fällen zur Vernehmlassung eingeladen. In 27 
Fällen war das Bundesgericht letzte nationale 
Instanz, in einem Fall das Bundesverwaltungs-
gericht. Zwei Beschwerden wurden ohne vor-
instanzlichen Entscheid direkt beim Gerichts-
hof eingereicht.
 Das Bundesgericht wurde vom Schweizeri-
schen Prozessbevollmächtigten in 22 Fällen 
(Vorjahr 16) zur Vernehmlassung eingeladen. 
 Der EGMR stellte in 8 von 11 im Berichts-
jahr materiell beurteilten Fällen gegen die 
Schweiz eine Verletzung der Konvention durch 
die Schweiz fest (Vorjahr 5 Verletzungen).
 Im Fall Jusic wurde die Ausschaffungshaft 
eines rechtskräftig abgewiesenen Asylbewer-
bers aus Bosnien-Herzegowina als men-
schenrechtswidrig beurteilt, weil jener nach 
Auffassung des Europäischen Gerichtshofs 
Bindungen zur Schweiz besass und keine 
konkreten Anstalten gezeigt hatte, dass er 
sich der Wegweisung entziehen werde. Des-
sen Erklärung, er werde mit seiner Familie un-
ter keinen Umständen in sein Heimatland zu-
rückkehren, genügte nicht. Für den EGMR 
waren die damals geltenden schweizerischen 
Voraussetzungen für die Anordnung der Aus-
schaffungshaft nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts nicht erfüllt (Verletzung von 
Art. 5 EMRK).
 In den konnexen Fällen Mengesha Kimfe 
und Agraw beanstandete der EGMR, dass die 
Schweizer Behörden zwei illegal und getrennt 
eingereiste, definitiv abgewiesene äthiopi-
sche Asylbewerber – die während ihres Auf-
enthalts in der Schweiz geheiratet hatten, 
aber nicht ausreisen konnten, weil Äthiopien 
die Repatriierung verweigerte – fünf Jahre 
lang nicht dem gleichen Kanton zugewiesen 
und diese damit der Möglichkeit beraubt hat-
ten, an einem gemeinsamen Aufenthaltsort 
ein Familienleben zu führen. Vorinstanz war 
hier das EJPD (Verletzung von Art. 8 EMRK).



16

Im Fall Rose stellte der EGMR fest, dass sich 
unter den Mitgliedstaaten des Europarates ein 
Konsens hin zur Gleichberechtigung der Ehe-
leute bei der Wahl des Familiennamens ab-
zeichne, ihren ursprünglichen Namen beizube-
halten oder den Familiennamen gleichberechtigt 
zu bestimmen. Die Weigerung der Schweizer 
Behörden, beide Eheleute ihren angestammten 
Namen tragen zu lassen, was möglich gewe-
sen wäre, wenn nicht der Ehegatte, sondern 
die Ehegattin ungarischer Abstammung gewe-
sen wäre, wurde als sachlich nicht begründete 
und unangemessene unterschiedliche Behand-
lung der Eheleute beurteilt (Verletzung von Art. 
14 in Verbindung mit Art. 8 EMRK).
 Der Fall Neulinger-Shuruk betraf eine Kin-
desrückführung nach Israel. Das Bundesge-
richt hatte die Rückführung des Kindes ange-
ordnet. Dagegen führten Mutter und Kind in 
Strassburg Beschwerde. Der EGMR ersuchte 
daraufhin die Schweiz, das Urteil des Bun-
desgerichts während des Verfahrens nicht zu 
vollstrecken. Drei Jahre nach dem Urteil des 
Bundesgerichts stellte der EGMR fest, dass 
das nationale Urteil im Urteilszeitpunkt kon-
ventionsmässig war, erkannte aber auch, 
dass sich durch den Zeitablauf des eigenen 
Verfahrens in Strassburg die Verhältnisse der-
art verändert hatten, dass der Vollzug des 
bundesgerichtlichen Urteils nun eine Konven-
tionsverletzung bedeuten würde (Verletzung 
von Art. 8 EMRK). Die Schweiz wurde ver-
pflichtet, Mutter und Kind für das Verfahren 
zu entschädigen.

In den Fällen Schaller-Bossert und Ellès stell-
te der EGMR einmal mehr eine Verletzung des 
Grundsatzes auf ein faires Verfahren fest, weil 
den Parteien keine Frist für weitere Stellung-
nahmen zu Eingaben anderer Verfahrensbe-
teiligter oder der Vorinstanz angesetzt wurde 
(Verletzung von Art. 6 EMRK). Im Übrigen sie-
he hierzu vorne unter «Koordination der Recht-
sprechung».
 Der Fall Borer betraf die rechtliche Grund-
lage der Haft. Der Gerichtshof stellte fest, die 
im schweizerischen Verfahren angewandte 
Bestimmung betreffe eine andere Konstellati-
on der Freiheitsentziehung und könne nicht 
als Grundlage für einen neuen Hafttyp heran-
gezogen werden. Auch die Rechtsprechung 
des Bundesgerichts wurde im konkreten Fall 
nicht als hinreichendes Präjudiz anerkannt, 
weil dessen Urteile verschiedene Kantone mit 
unterschiedlichen Regelungen beträfen (Ver-
letzung von Art. 5 EMRK).
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Doppelspurigkeit von  
Straf- und Administrativverfahren  
(Führerausweisentzug)
Bei Verkehrsdelikten entscheidet in Anwen-
dung der Strafbestimmungen des Strassen-
verkehrs gesetzes (Art. 90 ff. SVG) zuerst die 
Strafbehörde. Daraufhin beurteilt mit Bezug 
auf denselben Sachverhalt die Administrativ-
behörde die Frage des Führerausweisentzugs 
(vgl. Art. 16 ff. SVG). Nach der Praxis des 
Bundesgerichts stellen Entscheide über den 
Führerausweisentzug ebenfalls Entscheide 
über eine strafrechtliche Anklage im Sinne 
von Art. 6 Ziff. 1 EMRK dar (BGE 121 II 22). 
Nach der bisherigen Rechtsprechung ist die 
Doppelspurigkeit von Strafverfahren und Ad-
ministrativverfahren zwar mit dem Grundsatz 
«ne bis in idem» vereinbar (BGE 125 II 402 E. 1;  
133 II 331 E. 5.2). Dessen ungeachtet verste-
hen die Rechtsuchenden diese Doppelspurig-
keit aus nachvollziehbaren Gründen nicht,  
zumal der Führerausweisentzug für die Fahr-
zeuglenker als die wirklich spürbare Reaktion 
des Staates auf ein Fehlverhalten im Stras-
senverkehr und von den Betroffenen als ei-
gentliche Strafe empfunden wird. Hinzu kom-
men Kosten für zwei Verfahren. Schliesslich 
ist aufgrund eines Entscheides des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (i.S. 
Sergueï Zolotoukhine c. Russie vom 10. Feb-
ruar 2009, requête 14939/03) fraglich, ob die 
Doppelspurigkeit des strafrechtlichen und 
des ebenfalls strafrechtliche Sanktionen be-
treffenden verwaltungsrechtlichen Verfahrens 
wegen derselben Sache mit Art. 4 Ziff. 1 des 
Protokolls Nr. 7 zur EMRK («ne bis in idem» 
bzw. Recht, wegen derselben Sache nicht 
zweimal vor Gericht gestellt oder bestraft zu 
werden) weiterhin zulässig ist.

Erste öffentlich-rechtliche Abteilung
Datenschutz
Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffent-
lichkeitsbeauftragte (EDÖB) empfahl im Jahr 
2008 der L. AG, die Bearbeitung von Daten aus 
Peer-to-Peer-Netzwerken (P2P) einzustellen. 
Die von dieser Gesellschaft betriebene Unter-
nehmung hatte im Auftrag von Urheberrechts-
inhabern nach urheberrechtlich geschützten 
Werken gesucht, welche in derartigen Netz-
werken angeboten wurden. Von den (anony-
men) Anbietern zeichnete sie eine Reihe von 
Daten auf (insbesondere die IP-Adresse). Die 
Urheberrechtsinhaber verwendeten diese Da-
ten, um Strafanzeige gegen Unbekannt einzu-
reichen und schliesslich zivilrechtliche Scha-
denersatzforderungen geltend zu machen. Da 
seine Empfehlung nicht befolgt wurde, gelang-
te der EDÖB ans Bundesverwaltungsgericht 
und schliesslich ans Bundesgericht.
 Im Urteil 1C_285/2009 vom 8. September 
2010 (zur Publikation vorgesehen) erwog das 
Bundesgericht, dass die Tätigkeit der L. AG ei-
nen schweren Eingriff in die Privatsphäre der 
betroffenen Nutzer bewirke, welche der Staat 
zu schützen habe. Dieser Eingriff könne nicht 
durch ein überwiegendes Interesse der L. AG 
oder der Urheberrechtsinhaber gerechtfertigt 
werden. Es hielt zudem fest, dass jene Tätigkeit 
unter dem Blickwinkel des Bundesgesetzes 
vom 20. Juni 2003 über die verdeckte Ermitt-
lung (BVE; SR 312) und des Verhältnismässig-
keitsgrundsatzes problematisch sein könnte. 
Angesichts der festgestellten Verletzung des 
Bundesgesetzes vom 19. Juni 1992 über den 
Datenschutz (DSG; SR 235.1) ging es diesen 
Fragen indessen nicht weiter nach. Abschlies-
send stellte es fest, dass die aktuelle Situation 
zumindest hinsichtlich des Urheberrechts-
schutzes unbefriedigend erscheine, dass es in-
dessen Sache des Gesetzgebers sei, die not-
wendigen Massnahmen zu treffen, um einen 
den neuen Technologien angepassten Urhe-
berrechtsschutz zu gewährleisten.

Hinweise an den Gesetzgeber
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einbar ist. Da das Bundesgericht jedoch zur 
Anwendung des Bundesgesetzes verpflichtet 
ist, ist es darauf beschränkt, diese Verfas-
sungswidrigkeit dem Bundesgesetzgeber an-
zuzeigen und ihn einzuladen, den Text von 
Art. 14 Abs. 4 AsylG zu überprüfen und einer 
verfassungskonformen Lösung zuzuführen.

Kontrollzuschlag für die Benutzung  
eines öffentlichen Verkehrsbetriebes  
ohne gültigen Fahrschein 
Am 26. August 2010 urteilte die II. öffentlich-
rechtliche Abteilung des Bundesgerichts in 
zwei Fällen, in denen es um die Erhebung ei-
nes Kontrollzuschlags für die Benutzung ei-
nes öffentlichen Verkehrsbetriebes ohne gül-
tigen Fahrschein ging (BGE 136 II 457 und 
489). Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit er-
regte insbesondere der Entscheid, wonach es 
bundesrechtswidrig ist, sog. Graufahrer (Fah-
ren in der ersten Klasse mit einem Billett der 
zweiten Klasse) mit einem gleichen Zuschlag 
zu belasten wie Schwarzfahrer (Benutzung ei-
nes Verkehrsmittels überhaupt ohne Fahr-
schein). Das Bundesgericht hatte in diesem 
Zusammenhang allerdings auch über die 
Rechtsnatur des Kontrollzuschlages und den 
zu beschreitenden Rechtsweg zu befinden, 
worüber die Medien kaum berichteten. Das 
Bundesgericht entschied aufgrund der gel-
tenden gesetzlichen Regelung, dass der Kon-
trollzuschlag zivilrechtlicher Natur und darü-
ber im Streitfall im Zivilprozess zu entscheiden 
ist. Das Bundesgericht war sich dabei, ohne 
dies in der Urteilsbegründung auszuführen, 
bewusst, dass es für die öffentlichen Ver-
kehrsbetriebe problematisch sein kann, wenn 
sie den Kontrollzuschlag – nicht anders übri-
gens als auch den Fahrpreis – vor den Zivilge-
richten einklagen müssen und darüber nicht 
öffentlich-rechtlich verfügen dürfen. Das kann 
mit erheblichen Umtrieben verbunden sein, 
wenn ein städtischer Verkehrsbetrieb seine 
Ansprüche gegen einen Reisenden mit Wohn-
sitz in einem anderen Kanton durchsetzen 
muss. Das geltende Gesetz lässt eine andere 
Auslegung jedoch nicht zu. Es könnte sich 
rechtfertigen, diese Regelung zu überprüfen, 
um den öffentlichen Transportunternehmun-
gen die Durchsetzung ihrer Ansprüche aus 
dem Personentransport zu erleichtern.

Zweite öffentlich-rechtliche Abteilung
Quellensteuer: Diskriminierungsverbot 
schweizerischer Steuerpflichtiger
In BGE 136 II 241 hat die II. öffentlich-rechtli-
che Abteilung erkannt, dass ein Steuerpflich-
tiger schweizerischer Nationalität sich gegen-
über der Schweiz auf Art. 2 FZA und Art. 9 
Abs. 2 Anhang I FZA berufen kann, wenn er 
sich ihr gegenüber in einer mit anderen 
Rechtssubjekten vergleichbaren Situation be-
findet, die sich auf die durch das FZA garan-
tierten Rechte und Freiheiten berufen können. 
Das Bundesgericht hat festgestellt, dass der 
Pauschalabzug, der im Steuertarif der Quel-
lensteuer des kantonalen Rechts und des 
Bundes rechts enthalten ist, das in Art. 2 FZA 
und Art. 9 Abs. 2 Anhang I FZA statuierte 
Diskriminierungs verbot verletzt, weshalb für 
den der Quellensteuer Unterworfenen unmit-
telbar dieselbe Regelung der steuerlichen Ab-
züge massgeblich ist wie für die sich in der 
Schweiz aufhaltenden Steuerpflichtigen, die 
der ordentlichen Steuer unterliegen.

Parteistellung des Asylbewerbers im 
ausländerrechtlichen Bewilligungsverfahren
In seinem Urteil 2D_41/2010 vom 15. Dezem-
ber 2010 (zur Publikation vorgesehen) befass-
te sich das Bundesgericht mit dem Fall eines 
abgewiesenen Asylbewerbers, der in seinem 
Aufenthaltskanton um eine Aufenthaltsbewilli-
gung nachsuchte. Die kantonale Ausländer-
rechtsbehörde hatte es abgelehnt, das Ge-
such dem Bundesamt für Migration zur 
Zustimmung zu unterbreiten. Auf die dagegen 
erhobene Beschwerde trat die kantonale Re-
kurskommission nicht ein, was das kantonale 
Verwaltungsgericht bestätigte; dies unter Hin-
weis auf Art. 14 Abs. 4 AsylG, wonach die be-
troffene Person nur beim Zustimmungsver-
fahren vor dem Bundesamt Parteistellung hat, 
das wegen der Haltung der kantonalen Behör-
de vorliegend nicht eröffnet wurde. Art. 14 
Abs. 4 AsylG hat zur Folge, dass der abgewie-
sene Asylbewerber die seine Aufenthaltsbe-
willigung betreffende Rechtsstreitigkeit nicht 
einer richterlichen Behörde zur Beurteilung 
unterbreiten kann. Die II. öffentlich-rechtliche 
Abteilung hat festgestellt, dass der fehlende 
Zugang zur richterlichen Beurteilung mit der 
Rechtsweggarantie von Art. 29a BV nicht ver-
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Strafrechtliche Abteilung
Zwangsernährung
Das Bundesgericht musste sich im Berichts-
jahr erstmals mit der Problematik eines länger 
andauernden Hungerstreiks eines Strafgefan-
genen befassen. Die Behörden des Kantons 
Wallis hatten diesem nach einem Hungerstreik 
von ungefähr zwei Monaten eine Unterbre-
chung des Strafvollzugs für die Dauer von 
zwei Wochen bewilligt. Nach der Rückverset-
zung in den Strafvollzug trat der Gefangene 
aus Protest gegen die Strafe wiederum in den 
Hungerstreik. Die Walliser Behörden lehnten 
eine erneute Unterbrechung des Strafvollzugs 
ab. Die Strafrechtliche Abteilung des Bundes-
gerichts wies die vom Strafgefangenen dage-
gen erhobene Beschwerde mit Urteil 
6B_599/2010 vom 26.  August 2010 ab. Nach 
Art. 92 StGB darf der Vollzug von Strafen und 
Massnahmen aus wichtigen Gründen unter-
brochen werden. Im konkreten Fall bestand 
angesichts der Dauer des Hungerstreiks und 
der festen Entschlossenheit des Strafgefange-
nen, diesen fortzusetzen, die Gefahr von irre-
versiblen Schäden für die Gesundheit. Darin 
liegt ein wichtiger Grund im Sinne von Art. 92 
StGB. Allerdings ist vom Grundsatz auszuge-
hen, dass eine Freiheitsstrafe ohne Unterbre-
chung zu vollziehen ist. Eine Unterbrechung 
des Strafvollzugs ist erst zu bewilligen, wenn 
die im konkreten Fall angemessene medizini-
sche Betreuung und Pflege des Strafgefange-
nen weder in der Krankenstation der Strafan-
stalt noch in einer Gefangenenabteilung eines 
Spitals im Rahmen des Strafvollzugs gewähr-
leistet werden kann. Das Bundesgericht be-
stätigte den die Unterbrechung des Strafvoll-
zugs ablehnenden kantonalen Entscheid, weil 
die angemessenen medizinischen Vorkehrun-
gen in der Gefangenenabteilung des Genfer 
Universitätsspitals getroffen werden konnten, 
in welche der Strafgefangene verlegt worden 
war. Es erachtete mit Rücksicht auf die sich 
unter anderem aus Art.  2 EMRK ergebende 
Verpflichtung des Staates, das Leben und die 
Gesundheit des Strafgefangenen zu schützen, 
eine Zwangsernährung als zulässig. Diese 
stellt keinen unverhältnismässigen Eingriff in 
die Meinungsäusserungsfreiheit und die per-
sönliche Freiheit des Strafgefangenen dar. Sie 
verstösst auch nicht gegen das Verbot der un-

Erste zivilrechtliche Abteilung
Amtliche Publikation von Erlassen
Die verbindlichen Gesetzesnormen sind zu-
weilen schwer auffindbar. Wenn Gesetze 
kurzfristig oder mehrmals geändert werden, 
sind die für eine bestimmte Zeitperiode gel-
tenden Bestimmungen nicht immer eindeutig 
definierbar, und wenn in den Schlussbestim-
mungen neuer Erlasse Änderungen vorge-
nommen werden, die nicht sofort in die geän-
derten Erlasse eingefügt werden, ist es 
schwierig, das massgebende Recht aufzufin-
den. Die amtliche Publikation von Erlassen 
sollte Klarheit schaffen über die Geltung von 
Normen und deren massgebende Fassung. 
 Nun ist zwar vorgesehen, dass die allge-
mein verbindlich erklärten Normen von Ge-
samtarbeitsverträgen, die normativen Cha-
rakter haben, amtlich publiziert werden. Das 
Bundesgericht musste aber feststellen, dass 
die Publikation nicht oder nicht gehörig er-
folgt, so dass sich die Parteien in erster Linie 
darüber stritten, wie die massgebende Be-
stimmung in einem bestimmten Zeitpunkt lau-
tete (BGE 136 III 283 E. 2.3). Um zeitaufwändi-
ge und unergiebige Recherchen zu vermeiden 
und vor allem den Rechtsuchenden die Kennt-
nis des geltenden Rechts zu erleichtern, wird 
angeregt, die amtliche Publikation so zu ver-
bessern, dass die verbindliche Fassung der 
massgebenden Normen für alle interessierten 
Bürgerinnen und Bürger ohne unüberwindli-
che Hindernisse zugänglich ist. 
 Wünschbar wäre, dass die in einem be-
stimmten Zeitpunkt geltende Gesetzesnorm 
jederzeit (elektronisch) abgerufen und auch 
das geänderte Recht sofort mit Inkrafftreten 
in der massgebenden Fassung verlässlich zur 
Kenntnis genommen werden kann.
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Erste sozialrechtliche Abteilung
Beginn des UVG-Versicherungsschutzes
Gemäss Art. 3 Abs. 1 UVG beginnt der Versi-
cherungsschutz nach UVG an dem Tag, an 
welchem der Ar beitnehmer auf Grund der An-
stellung die Arbeit antritt oder hätte antreten 
sollen, in jedem Fall aber im Zeitpunkt, da er 
sich auf den Weg zur Arbeit begibt. In Anbe-
tracht dieser klaren Gesetzeslage wurde an 
der bisherigen Rechtsprechung, wonach für 
den Beginn des UVG-Versicherungsschutzes 
nicht der erste Tag des Anstellungsverhältnis-
ses, sondern der effektive (bzw. vorgesehene) 
Antritt der Arbeit massgebend ist, auch in ei-
nem neueren Urteil festgehalten (BGE 136 V 
339). Dies kann indes zu unbefriedigenden Er-
gebnissen führen, beispielsweise wenn der 
Stellenantritt infolge eines Feiertages, Wo-
chenendes oder zu Beginn bezogener bezahl-
ter Ferien nicht am ersten Tag des Arbeitsver-
hältnisses erfolgt. Der Bundesrat hat das 
entsprechende Problem denn auch erkannt 
und in seiner Botschaft zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Unfallversicherung 
(Unfallversicherung und Unfallverhütung; Or-
ganisation und Nebentätigkeiten der SUVA) 
vom 30. Mai 2008 (BBl 2008 5395 ff.) eine 
Neufassung des Art. 3 Abs. 1 UVG namentlich 
in dem Sinne vorgeschlagen, als er die Kom-
petenz erhält, den Beginn der Versicherung in 
derartigen Sonderfällen zu regeln. Damit wür-
de einem in der Vernehmlassung geäusserten 
Wunsch Rechnung getragen, ohne das be-
währte bisherige System von Grund auf um-
zugestalten (BBl 2008 5424 und 5466). 

menschlichen oder erniedrigenden Behand-
lung, wenn sie im Sinne der Rechtsprechung 
der Europäischen Kommission und des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
nach den Regeln der ärztlichen Kunst durch-
geführt wird. Allerdings fehlt es sowohl im 
Bundesrecht als auch in den kantonalen 
Rechten mit Ausnahme der Kantone Zürich, 
Bern und Neuenburg für die Zwangsernäh-
rung an einer Grundlage in einem formellen 
Gesetz. Die Zwangsernährung kann indessen 
als ärztliche Behandlung einer bestimmten 
Person gestützt auf die polizeiliche General-
klausel angeordnet werden. Es stellt sich da-
her die Frage, ob die Zwangsernährung von 
hungerstreikenden Personen im Straf- und 
Massnahmenvollzug nicht gesetzlich geregelt 
werden sollte (BGE 136 IV 97).
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Geschäfte Verfahrensausgang
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden  
und andere rechtsmittel – 4 – – – – – – – – – –

Total – 4 – – – – – – 2 1 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 3598 3669 1390 3683 3775 1298 129 1080 1808 487 263 8

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 450 465 66 404 405 65 13 310 68 13 1 –

Klagen 7 3 6 4 4 6 1 2 1 – – –

revisionsgesuche usw. 72 69 15 78 81 12 2 32 39 6 2 –

Total 4127 4206 1477 4169 4265 1381 145 1424 1916 506 266 8

Total 4127 4210 1477 4169 4265 1381 145 1424 1916 506 266 8

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere rechtsmittel – 1 – – – – – – – – – –

revisionsgesuche usw. 1 1 – – – – – – – – – –

Total 1 2 – – – – – – – – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 1520 1504 413 1612 1598 427 108 576 722 191 1 –

revisionsgesuche usw. 25 24 4 27 25 6 2 8 13 2 – –

Total 1545 1528 417 1639 1623 433 110 584 735 193 1 –

Total 1546 1530 417 1639 1623 433 110 584 735 193 1 –

Strafrechtspflege
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

nichtigkeitsbeschwerden  
und andere rechtsmittel – 1 – – – – – – – – – –

Total – 1 – – – – – – – – – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen 1488 1471 334 1536 1514 356 50 543 704 209 8 –

revisionsgesuche usw. 24 26 2 19 18 3 – 7 10 1 – –

Total 1512 1497 336 1555 1532 359 50 550 714 210 8 –

Total 1512 1498 336 1555 1532 359 50 550 714 210 8 –

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 4 4 1 4 4 1 1 3 – – – –

Total 4 4 1 4 4 1 1 3 – – – –

Gesamttotal 7189 7242 2231 7367 74242 2174 306 2561 3365 909 275 8

1 geringfügige unterschiede gegenüber den Zahlenangaben im  
vorjährigen geschäftsbericht sind durch spätere Änderungen bedingt  
(Prozessvereinigungen / trennungen usw.)

2 hinzu kommen 22 eMrK-Vernehmlassungen

Art und Zahl der Geschäfte
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Eingegangene Streitsachen nach Sprachen

Eingänge, Erledigungen, Überträge
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7367 / 100%

Streitsachen nach Sprachen 2010

7424 / 100%

italienisch: 
384 / 5,2%

italienisch: 
415 / 5,6%

Französisch: 
2414 / 32,8%

Französisch: 
2384 / 32,1%

deutsch: 
4569 / 62,0%

deutsch: 
4625 / 62,3%
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Abschreibung:  
306 / 4,1%

nichteintreten:  
2561 / 34,5%

Abweisung,  
Ablehnung: 

3365 / 45,3%

gutheissung,  
Bewilligung: 
909 / 12,2%

rückweisung, 
Überweisung: 
283 / 3,9%

Art der Erledigung 2010

Total: 7424 / 100%

Eingänge Erledigungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 628 1296 1014 718 116 3 3775

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 181 191 23 8 2 – 405

Klagen – 3 – 1 – – 4

revisionsgesuche usw. 34 37 5 4 1 – 81

Total 843 1527 1042 731 119 3 4265

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 340 860 275 96 21 6 1598

revisionsgesuche usw. 7 17 1 – – – 25

Total 347 877 276 96 21 6 1623

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen 558 640 251 49 16 – 1514

revisionsgesuche usw. 7 9 1 1 – – 18

Total 565 649 252 50 16 – 1532

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 1 3 – – – – 4

Total 1 3 – – – – 4

Gesamttotal 1756 3056 1570 877 156 9 7424

Dauer der Geschäfte

Dauer der Geschäfte

8000

6000

4000

2000

0

bis 1 Monat: 1756 / 23,7%

1 bis 3 Monate: 3056 / 41,2%

mehr als 2 Jahre: 9 / 0,1%

1 bis 2 Jahre: 156 / 2,1%

7 bis 12 Monate: 877 / 11,8%

4 bis 6 Monate: 1570 / 21,1%

Total: 7424 / 100%
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Erledigungen Übertragene Fälle
Mittlere Dauer  
(Tage)

Maximale Dauer 
(Tage)

Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten b
is
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 138 17 154 952 242 124 1055

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 50 19 64 469 141 88 611

Klagen 95 14 107 217 22 520 1235

revisionsgesuche usw. 57 13 70 420 36 72 298

Durchschnitt 128 17 144 124

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 96 27 118 877 173 105 794

revisionsgesuche usw. 45 14 59 144 50 222 743

Durchschnitt 95 27 117 106

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen 75 11 86 554 252 89 683

revisionsgesuche usw. 53 7 60 253 13 28 60

Durchschnitt 75 11 85 88

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden 65 9 74 103 15 458 458

Durchschnitt 65 9 74 458

Gesamtdurchschnitt 110 18 126 115

Mittlere und maximale Dauer der Geschäfte
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Erledigungsquotienten

Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge  
aus den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge 
zu Erledigungen (Q3)
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i. öffentlich-rechtliche Abteilung 1058 843 (80%) 215 (20%) 289 284    (98%) 5 (2%) 1058 1127 (107%)

ii. öffentlich-rechtliche Abteilung 1077 682 (63%) 395 (37%) 390 372 (95%) 18  (5%) 1077 1054 (98%)

i. zivilrechtliche Abteilung 848 632 (75%) 216 (25%) 231 226 (98%) 5  (2%) 848 858 (101%)

ii. zivilrechtliche Abteilung 1102 852 (77%) 250 (23%) 225 218 (97%) 7  (3%) 1102 1070 (97%)

strafrechtliche Abteilung 1122 811 (72%) 311 (28%) 276 270 (98%) 6  (2%) 1122 1081 (96%)

i. sozialrechtliche Abteilung 1078 719 (67%) 359 (33%) 396 394 (99%) 2  (1%) 1078 1113 (103%)

ii. sozialrechtliche Abteilung 1078 700 (65%) 378 (35%) 423 417 (99%) 6  (1%) 1078 1117 (104%)

Weitere 4 4 (100%) – 1 – 1 (100%) 4 4   (100%)

Total 7367 5243 (71%) 2124 (29%) 2231 2181 (98%) 50 (2%) 7367 7424 (101%)
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Erledigung  
Neueingänge (Q1)

Erledigung Überträge aus 
den Vorjahren (Q2)

Verhältnis Neueingänge  
zu Erledigungen (Q3)

 eingegangen vor: 

 mehr als 2 Jahren: 5

 1 bis 2 Jahren: 45

erledigt 2010:  
5243 / 71%

Übertrag 
auf 2011:  
2124 / 29%

7367 / 100%Total 2231 / 100%

erledigt 2010:  
2181 / 98%

Übertrag 
auf 2011:  
50 / 2%

eingänge: 
7367

erledigungen: 
7424
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Einzel-
richter Zirkulationsweg Sitzungen
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Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich- 
rechtlichen Angelegenheiten 1010 2417 319 2736 1 28 29

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 304 92 8 100 – 1 1

Klagen 2 1 1 2 – – –

revisionsgesuche usw. 3 69 8 77 1 – 1

Total 1319 2579 336 2915 2 29 31

Zivilsachen und SchKG-Beschwerden
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 539 872 173 1045 1 13 14

revisionsgesuche usw. 2 23 – 23 – – –

Total 541 895 173 1068 1 13 14

Strafrechtspflege
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen 520 893 91 984 – 10 10

revisionsgesuche usw. 2 16 – 16 – – –

Total 522 909 91 1000 – 10 10

Weitere Geschäfte
Aufsichtsbeschwerden – 4 – 4 – – –

Total – 4 – 4 – – –

Gesamttotal 2382 4387 600 4987 3 52 55

Art der Erledigung (Spruchkörper / Entscheidfindung)

8000

6000

4000

2000

0

Einzelrichterentscheide: 2382 / 32,1%

Sitzungen: 55 / 0,7%

Zirkulationsweg: 4987 / 67,2%

Total: 7424 / 100%

Art der Erledigung
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0

3 richter: 4387 / 88,0%

5 richter: 600 / 12,0%

davon:

8000

6000

4000

2000

0

davon:

3 richter: 3 / 5,5%

5 richter: 52 / 94,5%
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I. öffentlich-rechtliche Abteilung Ü
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Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 219 578 630 167

Beschwerden in strafsachen 60 433 451 42

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 4 13 11 6

Klagen – 1 1 –

revisionsgesuche usw. 6 33 34 5

Total 289 1058 1127 220

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 364 985 956 393

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 18 76 82 12

Klagen 6 3 3 6

revisionsgesuche usw. 2 13 13 2

Total 390 1077 1054 413

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 209 690 703 196

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 20 139 138 21

revisionsgesuche usw. 2 19 17 4

Total 231 848 858 221

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen 204 922 895 231

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 19 172 167 24

revisionsgesuche usw. 2 8 8 2

Total 225 1102 1070 257

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen 274 1103 1063 314

revisionsgesuche usw. 2 19 18 3

Total 276 1122 1081 317

I. sozialrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 387 1059 1091 355

subsidiäre Verfassungsbeschwerden 5 3 6 2

revisionsgesuche usw. 4 16 16 4

Total 396 1078 1113 361

II. sozialrechtliche Abteilung
Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 420 1061 1098 383

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 1 1 –

revisionsgesuche usw. 3 16 18 1

Total 423 1078 1117 384

Weitere

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission 1 4 4 1

Total 1 4 4 1

Gesamttotal 2231 7367 7424 2174

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen
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i. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1058

i. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1127

i. öffentlich-rechtliche Abteilung: 220

ii. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1077

ii. öffentlich-rechtliche Abteilung: 1054

ii. öffentlich-rechtliche Abteilung: 413

i. zivilrechtliche Abteilung: 848

i. zivilrechtliche Abteilung: 858

i. zivilrechtliche Abteilung: 221

ii. sozialrechtliche Abteilung: 1078

ii. sozialrechtliche Abteilung: 1117

ii. sozialrechtliche Abteilung: 384

ii. zivilrechtliche Abteilung: 1102

ii. zivilrechtliche Abteilung: 1070

ii. zivilrechtliche Abteilung: 257

i. sozialrechtliche Abteilung: 1078

i. sozialrechtliche Abteilung: 1113

i. sozialrechtliche Abteilung: 361

Weitere: 4

Weitere: 4

Weitere: 1

strafrechtliche Abteilung: 1122

strafrechtliche Abteilung: 1081

strafrechtliche Abteilung: 317

Total: 7367

Total: 7424

Total: 2174

Eingang 2010

Erledigung 2010

Übertrag auf 2011
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Eingang Erledigung

I. öffentlich-rechtliche Abteilung 20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

staatsrechtliche Beschwerden und andere rechtsmittel 876 125 – – – 870 336 7 – –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere rechtsmittel 292 90 5 1 – 304 204 34 2 –

revisionsgesuche usw. 13 – – – – 14 – – – –

Total 1181 215 5 1 – 1188 540 41 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 463 594 559 578 – 258 551 588 630

Beschwerden in strafsachen – 307 345 387 433 – 260 351 368 451

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 20 9 9 13 – 13 14 7 11

Klagen – – – 1 1 – – – 1 1

revisionsgesuche usw. – 22 28 32 33 – 18 28 30 34

Total – 812 976 988 1058 – 549 944 994 1127

Total 1181 1027 981 989 1058 1188 1089 985 996 1127

II. öffentlich-rechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

staatsrechtliche Beschwerden und andere rechtsmittel 340 64 – – – 345 182 8 – –

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere rechtsmittel 781 129 – – – 753 373 24 1 –

revisionsgesuche usw. 15 – – – – 14 2 – – –

Total 1136 193 – – – 1112 557 32 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 769 912 857 985 – 518 852 804 956

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 146 152 85 76 – 116 149 100 82

Klagen – 2 2 6 3 – 1 1 2 3

revisionsgesuche usw. – 20 14 10 13 – 18 12 12 13

Total – 937 1080 958 1077 – 653 1014 918 1054

Total 1136 1130 1080 958 1077 1112 1210 1046 919 1054

I. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere rechtsmittel 802 146 – – – 790 406 17 1 –

revisionsgesuche usw. 8 – – – – 9 1 – – –

Total 810 146 – – – 799 407 17 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – 529 604 644 690 – 371 572 625 703

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 84 142 157 139 – 65 146 152 138

Klagen – – 1 – – – – – 1 –

revisionsgesuche usw. – 12 15 15 19 – 10 16 14 17

Total – 625 762 816 848 – 446 734 792 858

Total 810 771 762 816 848 799 853 751 793 858

II. zivilrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Berufungen und andere rechtsmittel 877 118 – – – 865 328 18 – –

schKg-Beschwerden und andere rechtsmittel 220 19 – – – 213 50 – – –

revisionsgesuche usw. 23 1 – – – 20 4 – – –

Total 1120 138 – – – 1098 382 18 – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in Zivilsachen – 771 869 876 922 – 538 895 879 895

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – 150 197 191 172 – 128 188 203 167

Klagen – – – 5 – – – – 5 –

revisionsgesuche usw. – 13 17 10 8 – 8 20 10 8

Total – 934 1083 1082 1102 – 674 1103 1097 1070

Total 1120 1072 1083 1082 1102 1098 1056 1121 1097 1070

Strafrechtliche Abteilung
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

nichtigkeitsbeschwerden und andere rechtsmittel 953 227 1 – – 906 494 9 1 –

revisionsgesuche usw. 11 – – – – 10 1 2 – –

Total 964 227 1 – – 916 495 11 1 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in strafsachen – 834 1052 1102 1103 – 579 1030 1105 1063

revisionsgesuche usw. – 24 20 24 19 – 20 20 26 18

Total – 858 1072 1126 1122 – 599 1050 1131 1081

Total 964 1085 1073 1126 1122 916 1094 1061 1132 1081

Art und Zahl der Geschäfte nach Abteilungen (5-Jahres-Vergleich)
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Eingang Erledigung

Eidgenössisches Versicherungsgericht (bis 2006) 20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere rechtsmittel 2620 – – – – 2484 – – – –

revisionsgesuche usw. 30 – – – – 29 – – – –

Total 2650 – – – – 2513 – – – –

I. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere rechtsmittel – 163 – – – – 1067 91 – –

revisionsgesuche usw. – – – – – – 4 – – –

Total – 163 – – – – 1071 91 – –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 835 1061 1081 1059 – 232 1207 1151 1091

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – – 8 3 – – – 3 6

revisionsgesuche usw. – 16 20 16 16 – 9 24 15 16

Total – 851 1081 1105 1078 – 241 1231 1169 1113

Total – 1014 1081 1105 1078 – 1312 1322 1169 1113

II. sozialrechtliche Abteilung (ab 2007)
Unter dem
OG beurteilte
Streitigkeiten

Verwaltungsgerichtsbeschwerden und andere rechtsmittel – 156 – – – – 947 77 2 –

revisionsgesuche usw. – – – – – – 7 – – –

Total – 156 – – – – 954 77 2 –

Unter dem  
BGG beurteilte  
Streitigkeiten

Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten – 918 1073 1095 1061 – 412 1136 1118 1098

subsidiäre Verfassungsbeschwerden – – – – 1 – – – – 1

revisionsgesuche usw. – 12 9 14 16 – 8 12 12 18

Total – 930 1082 1109 1078 – 420 1148 1130 1117

Total – 1086 1082 1109 1078 – 1374 1225 1132 1117

Weitere
Freiwillige gerichtsbarkeit – – 1 – – – – 1 – –

Aufsichtsbeschwerden an die Verwaltungskommission – 6 4 4 4 – 6 3 4 4

Beschwerden an die rekurskommission – 1 – – – – 1 – – –

Total – 7 5 4 4 – 7 4 4 4

Gesamttotal 7861 7192 7147 7189 7367 7626 7995 7515 7242 7424
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010.00 Aus Art. 8 und 29 BV abgeleitete Rechte 13 – – 1 14

010.90 Nicht zuzuordnende Beschwerden wegen Verletzung des Willkürverbots 2 – – – 2

011.00 Persönliche Freiheit, Schutz der Privatsphäre, 
 Menschenwürde (ohne Haftbeschwerde) 17 – – – 17

012.00 Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit – – – – –

013.00 Meinungsfreiheit (i.w.S.) und Religionsfreiheit 4 – 1 – 5

014.00 Bürgerrecht, Niederlassungsfreiheit, Fremdenpolizei, Asylrecht 458 54 – 7 519

014.19 Ausländerrecht 425 45 – 4 474

015.00 Staatshaftung 12 4 7 1 24

016.00 Politische Rechte 41 – – 4 45

017.00 Öffentliches Personalrecht 59 7 – – 66

018.00 Gemeindeautonomie 2 – – – 2

019.00 Andere Grundrechte – – – – –

020.00 Eigentumsgarantie 1 – – – 1

021.00 Stiftungsaufsicht 1 – – – 1

022.00 Bäuerlicher Grundbesitz (ohne Erbteilung) 3 – – 1 4

023.00 Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 5 – – – 5

023.99 Öffentliche Register – 1 9 – 10

030.00 Zivilprozess – – – – –

031.00 Strafprozess 12 – 408 7 427

032.00 Verwaltungsverfahren 9 – – – 9

033.00 Zuständigkeit, Garantie des Wohnsitz- und verfassungsmässigen Richters 4 – 47 2 53

034.00 Zwangsvollstreckung – – – – –

035.00 Schiedsgerichtsbarkeit – – 46 – 46

036.00 Auslieferung 17 – – – 17

037.00 Rechtshilfe 45 – 1 – 46

038.00 Kantonales Straf- und Verwaltungsstrafrecht – – – – –

039.99 Schule, Wissenschaft und Forschung 28 17 – – 45

043.99 Sprache, Kunst und Kultur – – – – –

045.99 Natur-, Heimat- und Tierschutz 11 – – – 11

050.00 Landesverteidigung 4 – – – 4

060.00 Subventionen 8 – – – 8

061.00 Zölle 13 – – – 13

062.00 Direkte Steuern 184 2 – 2 188

063.00 Stempelabgaben 1 – – – 1

064.00 Indirekte Steuern 33 – – 1 34

065.00 Verrechnungssteuer 8 – – – 8

066.00 Militärpflichtersatz 1 1 – 1 3

067.00 Doppelbesteuerung 6 – – – 6

068.00 Andere Abgaben 56 – – 2 58

069.00 Abgabebefreiung und Abgabeerlass 2 8 – – 10

070.00 Raumplanung 66 – – 2 68

071.00 Landumlegungen 4 – – – 4

072.00 Kantonales Baurecht 192 – – 5 197

073.00 Enteignung 21 – – – 21

074.00 Energie 2 – – – 2

075.00 Strassenwesen (inkl. Strassenverkehr) 98 – – 10 108

076.00 Öffentliche Werke des Bundes (Planung, Bau und Betrieb) 10 – – – 10

077.00 Luftfahrt (ohne Luftfahrtanlagen) – – – – –

078.00 Post, Fernmeldewesen 2 – – – 2

079.00 Radio und Fernsehen 11 – – – 11

079.90 Gesundheit 10 1 – – 11
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080.00 Medizinalberufe 9 – – – 9

081.00 Schutz des ökologischen Gleichgewichts 58 – – 1 59

082.00 Krankheitsbekämpfung 3 – – – 3

083.00 Lebensmittelpolizei 1 – – – 1

084.00 Arbeitsgesetzgebung (Arbeitszeit, Nacht- und Sonntagsarbeit) 5 – – – 5

085.00 Sozialversicherung

085.01 sozialversicherung, allgemeiner teil 1 – – – 1

085.10 Alters- und hinterlassenenversicherung 133 – – 1 134

085.30 invalidenversicherung 964 – – 8 972

085.40 ergänzungsleistung zur AhV/iV 83 1 – 2 86

085.50 Berufliche Vorsorge 129 – – 5 134

085.70 Krankenversicherung 124 – – 4 128

085.80 unfallversicherung 452 – – 10 462

085.90 Militärversicherung 3 – – – 3

085.95 erwerbsersatz für dienstleistende und bei Mutterschaft 7 – – – 7

086.00 Familienzulagen und kantonale sozialversicherung 16 – – – 16

086.20 Arbeitslosenversicherung 149 – – 2 151

 Total 2061 1 – 32 2094

087.00 Wohnbau- und Eigentumsförderung 1 – – – 1

088.00 Sozialhilfe 68 – – 1 69

090.00 Wirtschaft (öffentliches Recht, wenn keine speziellere Nummer) 37 4 – – 41

091.00 Freie Berufe 26 2 – 1 29

092.00 Preisüberwachung – – – – –

093.00 Landwirtschaft 7 – – – 7

093.99 Forstwesen, Jagd und Fischerei 8 – – – 8

095.99 Handel, Kredit und Privatversicherung 11 – – – 11

099.00 Aussenhandel, Exportrisikogarantie – – – – –

Total Staats- und Verwaltungsrecht 3771 102 519 81 4473
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Privatrecht

100.01 Personenrecht

101.00 Persönlichkeitsschutz 20 – – 20

102.00 namensrecht 3 – – 3

103.00 Vereine 3 1 – 4

104.00 stiftungen 4 1 – 5

105.00 Andere Fälle 1 – – 1

 Total 31 2 – 33

109.90 Familienrecht

110.00 eheschliessung (inkl. ehenichtigkeit) 1 – – 1

111.00 ehescheidung und ehetrennung 164 10 3 177

112.00 Wirkungen der ehe und güterrecht 86 3 – 89

113.00 Kindesverhältnis 64 1 – 65

114.00 Vormundschaft 38 1 – 39

115.00 Andere Fälle 62 1 – 63

 Total 415 16 3 434

119.90 Erbrecht

120.00 erben und Verfügungen von todes wegen 7 – – 7

121.00 erbgang: eröffnung und Wirkungen 18 1 – 19

122.00 teilung 17 – – 17

123.00 erbteilung von landwirtschaftlichen gewerben und grundstücken – – – –

 Total 42 1 – 43

129.90 Sachenrecht

130.00 grundeigentum und Fahrniseigentum 18 12 – 30

131.00 dienstbarkeiten 16 – – 16

132.00 grundpfand und Fahrnispfand 5 – – 5

133.00 Besitz und grundbuch 14 3 – 17

134.00 Andere Fälle – 1 – 1

 Total 53 16 – 69

139.90 Obligationenrecht

140.00 Kauf, tausch, schenkung 34 5 1 40

141.00 Miete und Pacht 161 44 5 210

141.10 Leihe (gebrauchsleihe und darlehen) 21 5 1 27

142.00 Arbeitsvertrag 125 18 5 148

143.00 Werkvertrag 28 13 – 41

144.00 Auftrag 84 15 1 100

145.00 gesellschaftsrecht 42 3 2 47

146.00 Wertpapierrecht 1 – – 1

147.00 haftpflichtrecht 23 4 – 27

148.00 Übriges Obligationenrecht 63 26 1 90

 Total 582 133 16 731

150.00 Versicherungsvertragsrecht 43 6 – 49

160.00 Haftpflicht für Eisenbahn, elektrische und Rohrleitungsanlagen sowie Kernenergie 3 – – 3

169.90 Geistiges Eigentum und Datenschutz

170.00 Marken-, design- und sortenschutz 8 – – 8

171.00 erfindungspatente 5 – 1 6

172.00 urheberrecht 6 – – 6

173.00 datenschutz (inkl. Öffentlichkeitsprinzip) – – – –

 Total 19 – 1 20

175.00 Unlauterer Wettbewerb 1 – – 1

176.00 Kartellrecht – – – –

190.00 Übriges Zivilrecht – – – –

200.00 Schuldbetreibung und Konkurswesen 350 132 5 487

Total Privatrecht 1539 306 25 1870

Art und Zahl der erledigten Geschäfte nach Materien
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Strafrecht

300.01 StGB allgemeiner Teil

301.00 strafzumessung 66 – 1 67

302.00 Bedingter strafvollzug 18 – 1 19

303.00 Massnahmen 30 – – 30

304.00 Jugendliche und junge erwachsene – – – –

305.10 strafbarkeit – – – –

305.20 Absehen von strafe – – – –

305.30 Verjährung – – – –

305.40 Übertretungen – – – –

305.90 Übrige Fragen 354 – 6 360

 Total 468 – 8 476

309.90 StGB besonderer Teil

310.00 delikte gegen Leib und Leben 73 – 1 74

311.00 Vermögensdelikte 97 – 1 98

311.10 strafbare handlungen gegen das Vermögen 96 – 1 97

311.20 Verletzung des Fabrikations- oder geschäftsgeheimnisses – – – –

311.30 Konkurs- und Betreibungsverbrechen oder -vergehen 1 – – 1

311.40 Allgemeine Bestimmungen – – – –

312.00 ehrverletzungen 30 – 1 31

313.00 Verbrechen und Vergehen gegen die Freiheit 22 – 1 23

314.00 strafbare handlungen gegen die sexuelle integrität 62 – – 62

315.00 urkundendelikte 6 – – 6

316.00 Andere delikte 64 – 1 65

 Total 354 – 5 359

319.99 Strafbestimmungen anderer Bundesgesetze

320.00 strafbestimmungen des sVg 92 – 4 96

321.00 strafbestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes 32 – 1 33

322.00 strafbestimmungen anderer Bundesgesetze 41 – – 41

330.00 Verwaltungsstrafrecht – – – –

 Total 165 – 5 170

339.90 Verfahrensrecht (s. Ziffer 031.00) – – – –

349.90 Straf- und Massnahmenvollzug

350.00 Bedingte entlassung 17 – – 17

351.00 Andere Fragen 54 – – 54

 Total 71 – – 71

Total Strafrecht 1058 – 18 1076

Weitere Geschäfte

390.00 Aufsichtsbeschwerden – 4 – 4

400.00 Freiwillige gerichtsbarkeit – – – –

Total Weitere Geschäfte – 4 – 4
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Vergleichstabelle: Kennzahlen des Bundesgerichts,  
Bundesstrafgerichts und Bundesverwaltungsgerichts

Mitglieder und Mitarbeitende  
(umgerechnet auf Vollzeitstellen) Bundes gericht Bundesstrafgericht1 Bundes verwaltungsgericht

Anzahl Richter/innen 38,00 14,50 64,75

Anzahl Gerichtsschreiber/innen 127,00 17,60 165,70

Anzahl übrige Mitarbeitende 152,40 17,80 95,85

Geschäftslast
Bestand am Anfang des Jahres 2231 196 6935

Anzahl Eingänge 7367 706 8889

Anzahl Erledigungen 7424 718 9155

Bestand am Ende des Jahres 2174 184 6669

Mittlere Dauer der Geschäfte (in Tagen) 126 – 324

Anzahl der mehr als zwei Jahre hängigen Geschäfte 5 1 1113

Q1: Prozentsatz der Erledigungen von im Jahr 2010  
 eingegangenen Fällen 71% 74% 57%

Q2: Prozentsatz der aus den Vorjahren übertragenen  
 und im Jahr 2010 erledigten Fälle 98% 99% 59%

Q3: Verhältnis Erledigungen zu Neueingängen 101% 102% 103%

Finanzen
Erfolgsrechnung

Ertrag 16 533 312 1 733 283 4 352 370

Aufwand 90 733 626 11 235 570 72 278 969

Personalaufwand 75 300 108 9 004 946 59 558 542

sach- und übriger Betriebsaufwand 14 630 036 2 224 2702 12 720 427

einlage in rückstellungen 220 000 – –

Abschreibung Verwaltungsvermögen 583 482 6354 –

Investitionsrechnung

Einnahmen – – –

Ausgaben 993 033 30 500 4 081 4623

sach- und immaterielle Anlagen, Vorräte 993 033 30 500 262 854

Verhältnis zwischen  
Ertrag + Einnahmen und Aufwand + Ausgaben 18,02% 15,38% 5,70%

Besonderes

unentgeltliche rechtspflege 645 613 469 347 122 506

informatik-sachaufwand 2 791 760 265 796 4 063 412

raummiete 6 893 000 553 600 4 949 000

1 ohne untersuchungsrichter
2 davon 824 170 für strafverfahren
3 davon 3 818 608 für informatik-Plattformwechsel




